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Daß Abennement auf dieſes tag 
ende Blatt beträgt vierteljähr! 


Berellungennehmen alle Poſtauſtalten 
1 5 0 0 Reiches an. 


Reichstag. 
30, Sitzung. 


13. April. Abg. v. Bennigſen: Mein Vorſchlag, die er⸗ 
hriegsſtärke auf 7 Jahre zu bewilligen, von meinen politi⸗ 
den ſämmtlich, außerdem von anderen Mitgliedrn des Hauſes 
ichen an dasjenige an, was die ver⸗ 
1—4 als Grundlage der Organiſa⸗ 
für nothwendig hält, er läßt diejeni⸗ 
ss 2 und 3 über 
ebenſo die Höhe 


ſchließt ſich im Weſentl 
Regierungen in den 8 
Formation der Armee ndig 
Beſtimmungen ganz unberührt, welche ſich in den 
Cadres der Armee vorfinden, 
nzziffer von 401,659 Mann in ihrer ganzen B 
Wirkung ebenſowohl für den Friedensſtand der Armee 
Kriegsſtärke. Die Abänderung, welche meine Freunde und 
bſichtigen und die allerdings einen weſentliche 
berührt die Dauer der g 
leriſb lezen dörlber Haben Ti 

ntſchließun rüber haben 

ni ach ed in der Nation lebhaft hervorgetreten 
ie eine Strömung geht davon aus, daß es vor allen Dingen 

die Integrität und Sicherheit unſeres Staats weſens 
verbürgen und daraufhin die Grundlage unſerer Ar⸗ 
end feſtzuhalten. Die andere R 
Rechten aus, welche einer Volksver⸗ 
bouellen Stagtsweſen unveräußerlich beiwoh⸗ 
Wären dieſe Gegenſätze in dieſem Falle unvereinbar, ſo 
ch ſagen: die Rechte der Volksvert 
ſelbſt bei den größten 


ie Formation u 


n Punkt betrifft, 
Geltung dieſer Friedensprä⸗ 
n. Bei der Auffaſſung biefer Frage und 
zwei Strömungen geltend 


meeverfaſſung unerſchütterlich daue 
ht mehr von denjenigen 


retung bei der Bewilligung 
Zahlen für die A e 
n die Frage der Sicherheit und der Integrität 
ußen. (Bravo! rechts.) So liegt aber die Frage 
Es iſt nicht nothwendig, einen unvereinbaren Gegenſatz 
auf die Dauer anzunehmen. Als die norddeutſche Bun⸗ 
begründet wurde, da hat die Mehrheit des Reichstages — 

die übewiegende Anzahl meiner politiſchen Freunde 
der Sicherheit des neu begründeten Staatsweſens 
trecht hinſichtlich der Militärverwaltung für ei 
Jahren vollſtändig Verzicht geleiſtet. Dieſer Verzicht 
chher noch einmal wiederholt und 
bis zum 31. Dezember 1874 erweitert. 
Staatsregierung, we 

die Verwaltung de 8 1 
e Befugniß für eine Rei 
links.) Damals war nich 


müſſen zurücktreten gege 
ar Staate 


und unter ihnen 
— im Intereſſe 
auf ihr Budge 


auf weitere drei Jahre 
Auf dieſem Gebiete war 
für die Verwen⸗ 
8 Geldes binſichtlich des Militär⸗ 
e don Jahren gewährt 
allein die Friedens⸗ 
und nachher bei der Weiterbewilligung 
ſondern neben dieſer Friedenspräſenz⸗ 

Thlrn. ein für alle Mal für dieſe 
f den Kopf der Friedenspräſenzziffer bewilligt. 
kſumme war für die Militär verwaltung der Regierun 
5 Ganzen zur freien Verfügung übergeben. Für 
hatte der Reichstag des norddeuſſchen Bundes 
ag auf die Einſicht dieſer Verwendung 
Die Gründe dazu mußten allerdings 
n aber auch nahe und wer etwa 1867 noch 
t wenigſtens kaum noch einen 
ahre von 1867 bis zum fran⸗ 
ſolcher Verzicht ſehr nothwendig war. Damals war 
k Oeſterreich eben beendet, die Zuſtände des norddeutſchen 
ch waren in den erſten Anfängen der Organiſation des 
iſſes von Regierung zur Reichsvertretung, die? 
nz ungeordnet, die 


8 er in der Verfaſſun 
des Pauſchquantums feſtgeſtellt, 
differ war eine Sum 
Jahre und zw 
Dieſe Geſammtſum 
im Einzelnen und im 
die Dauer dieſer Jahre ha 
und ſpäter der deutſche Reichst 
vollſtändig Verzicht geleiſtet. 
ſehr gewichtig ſein. 
zweifelhaft geweſ 
weifel haben, d 


der kann darüber 
aß mindeſtens für di 


ie Auffasſun al 1 dle 
rmeſſen, nach der Auffaſſung Aller auf die 
N Die Wunden aus dem K 
das Verhältniß zu Oeſterreich war auf 
tigen Grundlage noch nicht wiederhergeſtellt. Die Schwierig ⸗ 
aniſation im Nordd. B f 
Einheit wenigſtens für einen Theil 
waren ſo groß, daß man ſehr wohl in 
Uſeiner Rechte im Reichstage verzichten 
„an denen die Geſchichte der letzten drei 
cht ſpurlos vorübergegangen, konnten 
ifel haben, daß nach der ganzen Vergangenheit 
Charakter der franzöſiſchen Nation das in jedem an⸗ 
ch erſcheinende Revanchegeſchreifür Sadowazu einem 
Frankreich gegenüber unſere po⸗ 
Neuem e kämpfen und erſt dauernd erringen 
ner ſolchen Lage hat man damals auf das Bupgekrecht 

Krieg brach aus, und als damals die ſüddeutſchen 
ddeutſchen Bunde ſich anſchloſſen, haben meine politi⸗ 
allerdings von Neuem für richtig gehalten, dieſen 
n auf drei Jahre zu verlängern. Die Frage 
damals recht gehandelt hat oder nicht, gerecht⸗ 
Weſentlichen dadurch, daß, wenn auch der 
die Reſultate des Krieges geſichert wer⸗ 
war abgeſchloſſen, aber noch nicht aus⸗ 
aten waren zwar in den norddeutſchen 
aber neue, ſchwierige Aufgaben der Organisation 
rufen. Vor allem mußte die N 
aten durchgeführt werden. Auf 
in dieſem Augenblick ein⸗ 
auf dieſem Gebiet eine 
Geldverwaltung beim 
übertragen. Die Staaten und Völker find 
„in außergewöhnlichen Ver⸗ 
hmsweiſe Voll⸗ 


Süddeutſchland waren 
war nach menſchlichem Er 
anz unmöglich beizube 
erreich bluteten noch; 


keiten der Entwickelung und Or 
erſten praktiſchen Verſuche, e 
don Deutſchland zu ſchaffen, 
ſolchen Zeiten auf einen Thei 
konnte und, m. H., diejenigen 
Jahrhunderte in Europ 
darüber doch keinen 
und nad) dem ganze 
deren Volk unmöglich er 
Kriege führen würde, in welchem wir 
müßten. In ei 
verzichtet. Der 
Wen 10 15 
en Freunde es all 
uſtand im Weſentliche 
ft ſehr müßig, ob man 
fertigt erſchien es uns im 
Krieg ſiegreich beendigt war, 
den mußten; der Friede war z 
Die ſüddeutſchen Sta 
und eingetreten, 
und Vereinigung waren hervorge 
tärverfaſſung in den ſüddeutſchen Staat 
e will ich mich aber nicht näher i 
is zum Ablauf dieſes Jahres iſt alſo 
ausnahmsweiſe diktatoriſche Befugniß für die 
Heere der Reichsregierung 
zu beklagen, welche nicht im Stande ſind 
hältniſſen und für eine Zeit 
5 ren Regierungen zu 


lang vollſtändig ausna x 
übertragen. Das Volk, welches in der 
hl das politiſch mächtisſte und ſchöpfungsr 
mpfinden und Fühlen, 0 
uach zwet Jahrtau⸗ 
deſſen Geſetze, ein 
ft zwei Jahrtauſenden noch in einem 
Deutſchland unmittelbare Geltung haben, das 
tliebend wie irgend eins der 
ht, gewiſſermaßen als Ein⸗ 
Staatsweſens unter der Vorausſetzung beſonderer Ge⸗ 
ſchen Staat eine ſolche Diktatur wiederkehrend zu 
meine Herren, eine Diktatur, die bekannt⸗ 
f allen Gebieten des Staatsiebens, aller⸗ 
kürzere Zeit. Eine ſo weitgehende Diktatur wird 
erer Zeit empfehlen wollen. (Abg. W 
) Völker, die nicht im Stande find, gegen⸗ 
Verhältniſſen und Gefahren vorüherge⸗ 
die müſſen in ſich kranken und un⸗ 


olk, deſſen politiſchen E 
erwaltung und Staatsverfaſſung noch 
ſenden mittelbar in großem Maßſt 
Beiſpiel wunderbarer 


abe fortwirken, 


jo mannhaft und freiheit 
at es durchaus nicht verſchmä 


(Unruhe) Ja, 
lich viel weiter rei 
dings auch nur für ki 
Niemand von Ihnen in unf 
hopſt: imperator! Unruhe 
über ganz außerordentlichen? 
hend auf ihre Rechte zu verzichten, 


Aͤbend⸗Ausgabe. 


Siebenundfebyigller u 
Dienſtag, 14. April. 


(Erſcheint täglich drei Mal.) 


geſund fein, ihre poliliſchen Männer und ihre politiſchen Parteien 
müſſen der nöthigen Selbſtverleugnung und des nöthigen Patriotis⸗ 
mus entbehren. (Unruhe. Widerſpruch) Die Regenten und die leiten⸗ 
den Staatsmänner müſſen der Autorität und der Größe des Charak⸗ 


ters entbehren, wenn man nicht ehen unter ganz außerordentlichen 


Verbältniſſen mit Ausſicht auf Erfolg derartige Ausnahmsbefugniſſe 


übertragen und nicht die Zuverſicht hegen kann, daß, wenn dieſe Her. 


ten vorüber ſind, ſie nicht weiter feſtgehalten werden ſollen unter 
hältniſſen, wo ein derartiges Bedürfniß nicht vorhanden iſt. 
ſind die Zuſtände, wie ſie in dieſen Jahren geweſen ſind und meine 


er⸗ 


politiſchen Freunde und ich wollen die Verantwortung auch für die 


Zukunft übernetzmen, daß dies ehenſo geſchieht, wie es geſchehen iſt bis 
zum Jahre 1874. Ein ſölches Bedürfniß tft jetzt nicht vorhanden und 
ein Stgat, welcher dauernd auf einem ſo großen Gebiete ausnahms⸗ 
weiſe Befugniſſe dulden müßte, würde allerdings den Namen eines 
konſtitutionellen Stgates auch nicht verdienen. (Sehr wahr!) Die 
Kriegsverfaſſung, die Heerescinrichtung bilden einen jo weſentlichen 
Beſtandtheil der Verfaſſung eines Volkes, ſie bilden in ſo hohem Maße 
das Knochengerüſt derſelben, daß wenn es nicht gelingt, abgeſehen von 
ſolchen außerordentlichen Perioden, wie den beiden großen Kriegen, 
die Heerverfaſſung und Wehrverfaſſung einzufügen in die konſtitutio⸗ 
erb ce die Konſtitution in dieſem Lande noch keine Wahr⸗ 
heit iſt (Sehr richtig!) und Jedermann ſagen muß: in dieſem Lande 
find konſtitutionelle Verfaſſungen überhaupt nicht möglich oder wenig⸗ 
ſtens zur Zeit nicht möglich. Nun behaupte ich, daß die geil aller⸗ 
dings gekommen iſl — und das tft auch der Stand der Regierungen 
— don den ſeit 1867 beſtandenen Heereseinrichtungen abzugehen. Die 
Regierungen legen jetzt einen Geſetzentwurf vor, der auf Grund der 
fixirten Friedenspräſenz keineswegs das Budgetrecht ausſchließt. Die 
Bewilligung Fol alljährlich auf dieſer Grundlage beim Budgekrecht er⸗ 
folgen. Eine told. Grundlage ſchränkt zwar das Budgetrecht ein, aber 
die Behauptung, daß das Bubgetrecht dabei gar nicht mehr exiſtirt, iſt eine 
ſtarke Uebertreibun (Widerſpruch. Beifall.) Der Hr. Referent hat ſchon 
hervorgehoben, daß bei einer Rerhe allerdings ſehr erheblicher Punkte 
gerade die geſetzlich fixirte Präſenzziffer die Unterlage bildet für 
die Geldbewilligung, aber dabei iſt hinsichtlich des Maßes der zu be⸗ 
willigenden Summe noch ein Spielraum nach den Verhältniſſen, na⸗ 
mentlich nach den Preiſen. Abgeſehen von dieſen Titeln für die Be⸗ 
kleidung, Verpflegung, Servis, Gagen u. A. giebt es eine ganze Reihe 
von Titeln, bei welchen das Budgekracht durch jene Ziffer gar nicht 
oder in geringem Maße beſchränkt wird. Unſer Vorſchlag geht nun, 
ſtatt auf unbeſtimmte Dauer, d. h. bis zur anderweiten geſetzlichen 
Regelung, die Bewilligung nur auf 7 Jahre eintreten zu laſſen. Es 
iſt unverkennbar, daß der Unterſchied, formell genommen, nicht gering 
iſt. Nach dem Ablauf der 7 Jahre, für welche der Regierung die 
Grundlage für das Militärbudget bewilligt wird, tritt das Budget⸗ 
recht wieder ins Leben, ſoweit die Perfaſſung und die Geſetze es un⸗ 
eingeſchränkt laſſen. In der Generaldiskuſſion haben wir vom 
Grafen Mollke Auseinanderſetzungen über die Lage gehört, in welcher 
ſich Deutſchland in Folge des franzöſiſchen Krieges dem Ausland 
gegenüber mit der Aufgabe befindet, das Neuerworbene in allen 
Grenzprovinzen zu vertheidigen. Die Nothwendigkeit, unter dieſen 
Umſtänden hinſichtlich der Grundlagen der Armeeverfaſſung Sicher⸗ 
heit zu ſchaffen, iſt in einer Weiſe dargelegt, die eine ah Hi 
lung der Frage unnöthig macht. Wenn die Regierung überhaupt 
verlangt, daß eine geſetzliche Regelung der Friedenspräſenzſtärke und, 
wie fie wünſcht, für die Dauer erfolgt, fo iſt ſchon von dem Herrn 
Referenten auf die Beſtimmung des Art. 60 der Verfaſſung hinge⸗ 
wieſen worden, in welchem für die ſpätere Zeit — damals für 1871, 
jetzt für 1874 — die Friedenspräſenzſtärke im Wege der Reichsgeſetz⸗ 
gebung feſtgeſtellt werden fol. In Verbindung hiermit befinden ſich 
die Beſtimmungen in Art. 62 der Verfaſſung, nach welchen an der 
feſtgeſtellten Friedenspräſenzſtärke ſo lange feſtgehalten werden ſoll, 
bis ſie durch ein Reichsgeſetz geändert wird, und die Verausgabung 
der erfoxverlichen Summen für vas geſammte Reichsheer durch das 
Etategefeg feſtgeſtellt werden ſoll. Ich lege dieſe Verfaſſungsbeſtim⸗ 
mung dahin aus, daß durch Artikel 60 der Regierung die Legitima⸗ 


tion gegeben iſt, nach Ablauf dieſer Zeit eine reichsgeſetzliche Rege⸗ 


lung der Friedenspräſenzſtärke vom Reichstag zu fordern, abweichend 
von der jährlichen Feſtſtellung des Etals. M. H., was aber 
der Inhaft eines ſolchen Reichsgeſetzes hinſichtlich der Friedens⸗ 
präſenzſtärke ſein ſoll, das iſt durch dieſe Verfaſſungsbeſtimmung keines⸗ 
wegs gegeben und iſt am wenigſten dadurch ausdrücklich gegeben, daß 
die Regierung daraus irgend einen Anſpruch herleiten kann, die Frie⸗ 
denspräſenzſtärke ſolle in Folge dieſer Verfaſſungsbeſtimmung durch 
Geſetz dauernd feſtgeſtellt werden. Eine geſetzliche Regelung durch 
Reichsgeſetz wird nach meiner Auffaſſung verlangt; wie fie erfolgen 
ſoll, dafür find verſchiedene Modalitäten und Ausführungen denkbar. 
Man kann ſie dauernd geben, wie die Regierung ſie fordert, oder für 
eine Reihe von Jahren, wie wir vorſchlagen, oder auch für eine be⸗ 
ſtimmte Periode wiederkehrend; wie bas geſchehen ſoll, darüber ent⸗ 
hält die Verfaſſung keine Beſtimmung, darüber iſt alſo eine Vereini⸗ 
gung, in dem Geſetze zwiſchen Reichsregierung und Reichstag noth⸗ 
wendig. M. H., wenn nun von Seiten der Regierung und von kon⸗ 
ſervativer Seite darauf hingewieſen wird, daß die Gefahr ſehr groß 
ſei, daß auch nach Ablauf von 7 Jahren mit Rückſicht auf das jetzige 
Virhälkniß zu Frankreich, die ganze Frage der Heereseinrichtung, ſo 
weit ſie die Friedenspräſenzſtärke mit allen ihren Folgen anlangt, ins 
Leere und Unſichere fiele, ‘fo mache ich darauf aufmerfſam, daß das 
keineswegs der Fall iſt bei Ablauf dieſer Zeit auch ſo lange, als eine 
Verſtändigung über die Reichsgeſetzgebung in dieſem Punkte zwiſchen 


Reichsregierung und Reichstag nicht erfolgt iſt. Wenn die Zeit abge⸗ 


laufen iſt, vorausgeſetzt, daß eine Majorität unter Zuſtimmung der 
Reichsregierung für die ſieben Jahre ſich fände, ſo bleibt die von mir 
angezogene Vorſchrift der Verfaſſung, die eine geſetzliche Regelung 
ſchog jetzt beſlimmt, ſowie die Vorſchrift, daß nach der Friedensprä⸗ 
ſenzkopfzahl 225 Thlr. zur Kaſſe bezahlt werden, daneben freilich die 
Beſtimmung, daß bie Reichsregierung nicht berechtigt iſt, einen Thaler 
von dieſen zur Kaſſe fließenden Geldern auszugeben. Ob dieſe 225 
Thlr. künftig ausreichen werden, läßt ſich nicht vorausſehen, jedenfalls 
kann mit Hilfe dieſer Beſtimmung allein die Verwaltung nicht 


g führt werden, aber dieſe beſtehen bleibenden Vorſchriften enk⸗ 
halten einen ſehr ſtarken Impuls für die Reichsregierung und 


den Reichstag, weiter über die geſetzliche Regelung dieſer Ver⸗ 
hältniſſe ſich zu verſtändigen. So lange dieſe Verſtändigung 
nicht erfolgt, bleiben ferner beſtehen die Vorſchziften der Verfaſſung in 
Art. 57 und 59 und die Vorſchriften des Wehrgeſetzes von 1867, wel 
ches die Beſtimmung enthält über die dreijährige Dienſtzeit bei der al- 
tiven Armee, die vierjährige in der Neſerve, die fünfjährige in der 
Landwehr, die Vorſchriften über die allgemeine Wehrpflicht, die Rechte 
des Kaiſers als oberſten Feldherrn, das Recht, daß er deu aktiven 
Präſenzſtand und das Rekrutenkonkingent alljährlich feſtſtellen kann, 
die Vorſchriſten, weiche über die Kadrez, die Formation der A mee in 
ſo reichem Maße durch das vorliegende Geſetz ſelbſt geſchaffen ſind, vor⸗ 


Jahrgang. 


Das 
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Nachmittags angenommen, 5 


ögefeßt, daß es zu Stande kommt. 


che 


für die Armee beſtehen, ſind meiner Meinung nach auch nach Ablauf 


der von uns vorgeſchlagenen Zeit ſo erhebliche, daß eine Gefahr, daß 

nach Ablauf dieſes Zeitraumes ernſtlich die Grundlagen der Armeeor⸗ 
aniſation erſchüttert werden könnten, nicht anerkannt werden kann. 
Benn die Sache ſo liegt, ſo iſt es doch für die Regierung und dieje⸗ 
nige Mehrheit des Reichstages, welche die nationale Politik der Re⸗ 
gierung bis dahin unterſtützt hat, ein dringendes Bedürfniß nicht blos 
vorhanden, ſondern auch die Möglichkeit ſich zu verſtändigen, und ich 
hoffe, daß es gelingen wird, auf der Grundlage, wie wir es verſucht 
haben, mit Zuſtimmung der Regierung eine ſolche Berſtändigung zu 
ſchaffen. Die Regierung könnte ja verſuchen, mit der Anwendung 
aller konſtitutionellen Preſſionsmiktel, die in der Verfaſſung gegeben 
ſind, eine Mehrheit für ihre urſprüngliche Forderung zu erhalten. 
Welchen Effekt es haben würde, wenn dieſe Mittel, alſo Abgaug des 
Reichskanzlers, Auflöſung des Reichstages, in vollem Maße angewen⸗ 
det würden, das kann Niemand von uns mit Beſtimmtheit ſagen; per⸗ 
ſönlich bin ich der Meinung, daß es der Regierung nicht gelingen 
würde, eine Mehrheit auch mit dieſen Mitteln zu bekommen; äußer⸗ 
ſten Falls eine fo kleine Mehrheit, daß der Werth derſelben auch ein 
ſehr zweifelhafter wäre. (Sehr richtig) Sie berufen ſich auf der kon⸗ 
ſervativen Seite vielleicht auf die ſtarke Volksbewegung, welche in den 
letzten Wochen und Tagen durch die deutſche Nation gegangen iſt. Ich 
bin allerlings perſönlich der Meinung, wenn ich verſuche, unbefangen dieſe 
Erſcheinung zu beurtheilen, daß auf dem rein politiſchen Gebiete eine fo 
primitive und ſtarke Bewegung ſeit dem Jahre 1848 nicht dagewefen iſt, 
(Unruhe und Widerſpruch im Zentrum. Sehr richtig! hei den National⸗ 
liberalen), auf rein politiſchem Gebiete. Gemacht iſt dieſe Bewegung 
nicht. (Abg. Windthorſt: Doch! Widerſpruch links), und wenn man ſagt 

ſie ſei doch gemacht, ſo werden das wenige von Denjenigen glauben, 
die ſich bei der Bewegung in ſo ſtarkem Maße und abgeſehen von 
einigen großen Städten, über das ganze Gebiet in Deutſchland be⸗ 
theiligt haben. (Sehr wahr!) M. H., dieſe Bewegung iſt nicht aus 
beſtimmten Abſtraktionen über ganz gewiſſe Sätze, Über beſtimmte ein⸗ 
zelne Forderungen hervorgegangen; ich will gar nicht leugnen, daß 
die Bedeutung und Rückwirkung dieſer Zahl, einer Minimalzahl für 
den Friedensſtand und die Kriegsſtärke der Armee keinezwegs überall 
bei denjenigen, welche ſich bei einer ſolchen nationnalen Bewegung ber 
theiligen, richtig erkannt iſt, — nein, dieſe Bewegung iſt hervorgegan⸗ 
gen aus dem ganz unmittelbaren Drange, daß getz die Zeit nicht da 
ſei, wo der neue deutſche Staat einen Konflikt zwiſchen ſeiner Regie⸗ 
rung und dem Reichstag auf dem Gebicte der Heeresverfaſſung ver⸗ 
tragen könnte. (Sehr wahr!) Die Bewegung verlangt auch keines⸗ 
wegs, daß die Forderung der Regierung unbedingt und buchſtäblich 
angenommen werden ſollte; fie verlangt vielmehr, daß man hier im 
Reichstage Angeſichts der Gefahren in dieſem jungen Staatsweſen, 
was von Nachbarn umgeben iſt, die immer noch verſuchen werden, 
es wieder in Frage zu ſtellen, ſich genöthigt fühlen muß, mit der Re⸗ 
gierung eine Verſtändigung zu ſuchen. Es ſchläigt in dieſer Bewegung 
auch das Vertrauen durch, daß es auch der Regierung nicht unmög⸗ 
lich ſein würde, zu einer Verſtändigung die Hand zu bieten, die die 
Rechte der Volksvertretung nicht mehr und nicht länger einſchränkt, 
als die Natur der Heeresverfaſſung und die politiſche Lage es unbe⸗ 
dingt erfordern. M. H., von dem Abg. Grafen von Moltke iſt auf 
die äußere Konſtellation hingewieſen, in welcher ſich das deulſche Reich 
befinde gegenüber den Angriffen, die es etwa noch einmal erfahren 

mag, und der Sicherung desjenigen, was es im letzten großen Kriege 
gewonnen hat. Meine Herren, es ſind aber noch ganz andere Be⸗ 
dürfniſſe, welche es nothwendig machen, die Reichsregierung zu unter⸗ 
ſtützen durch eine feſtgeſchloſſene nationale Majorität, die nicht 
lediglich blos aus dem konſervativen oder aus dem liberalen 
Lager herkommt, ſondern wo alle diejenigen, die iiberhaupt ent⸗ 
ſchloſſen ſind, auf dieſem Wege mit einer energiſchen und ng⸗ 

lionaſen Regierung zu gehen, einerlei, ob ſie konſervativ oder li⸗ 

beral ſind, zuſammen zu gehen, wie das geſchehen iſt ſeit dem Jahre 

1867 bis zu dem jetzigen Reichstag. Die Aufgaben, die dem jetzigen 

Reichstage geſtellt ſind, ſind ſo koloſſaler Ark, das vor allen Dingen 
eine ruhige und ftelige Entwicklung in einer beſtimmten Richtung durch⸗ 

aus erforderlich iſt, wenn nicht alles von Neuem in Frage geſtellt wer⸗ 
den fol. Wo jemals in der Geſchichte hat man erlebt, daß in wenig 
Jahren es einer Regierung und einer Vertretung gegeben war, ge⸗ 
wiſſermaßen alle Verhältniſſe des öffentlichen Lebens und zum Theil 
fundamental umzugeſtalten? Meine Herren, fol das gelingen, fol 
dafür kein Schwanken und keine Kriſis hineinkommen, die Grundlagen, 
auf denen man den man den Verſuch gemacht, müſſen feſtgehalten wer⸗ 
den, die Kräfte, auf die man ſich dabei ſtützt und deren man bedarf 
bis zum Ende, die müſſen zuſammengehalten werden. Die Parteien, 
die dabei mitwirken, müſſen in dieſer großen Umgeſtaltung vor allen 
Dingen nachhaltig das Vaterland, in zweiter Linie erſt ihre politiſchen 
Grunpfätze, konferbafive und liberale, vor Augen haben. (Sehr rich⸗ 
tig!) Eine ſolche Umgeſtaltung aller öffenklichen Verhältniſſe kann nicht 
dadurch geſchehen, daß einzelne Parteien ganz niedergehalten werden, die 
überhaupt dieſen Weg für zuläſſig gehalten und ihn beſchritten haben. 
So iſt es auch eine vielleicht ſonderbare, aber ſegensreiche Entwicklung 
der deutſchen Verhällniſſe geweſen, daß hier von einer konſervativen 
Regierung und konſervativen Staagtsmännern zur Umgeſtaltung der 
Berhältniſſe konstitutionelle und politiſche Grundſätze aufgenommen 
find, welche im Weſentlichen ſeit 30 Jahren aus dem liberalen Lager 
hervorgegangen find. Auf dieſem Wege der Verſtändigung und des 
Zuſammenarbeitens iſt einzig das Reſultgt zu fihern. Wenn ein ſol⸗ 
ches Zuſammengehen ſchon erforderlich iſt wegen der von den Reichs⸗ 
regierungen angeſtrebten nationalen Orgauiſation, dann iſt es um fo 
mehr erforderlich in einer Situation, wo, wie wir alle wiſſen und auch 
hier im Reichstag ſehen, ein großer Theil des deutſchen Bolkes und 
ſeiner Vertreter hier die Fundamente des jetzigen öffentlichen Rechts⸗ 
zuſtandes nicht anerkennen will und, wenn es von ihnen abhinge, er⸗ 
ſchüftern würde. (Sehr wahr.) Wenn noch große Parteien und Klaf⸗ 
ſen der Bevölkerung beſtehen, welche ſagen, daß die ganze deutſche Ge⸗ 
ſchichte ſeit 1866 eine Verirrung, daß die Jahre 1870,71 mit ihren 
großen politiſchen Erfolgen und ter Wiebereroberung alter deuk⸗ 
ſcher Grenzländer eine Thorheit und ein Unglück wäre, wenn der⸗ 
artige Parteien noch das große Wort führen können in Deutſchland 
und im Reichstage, dann iſt die Gefahr des Zwieſpalts nicht nur dem 
Auslande gegenüber, ſondern auch im Innern fo groß, daß alle nalio⸗ 
nalen Kräfte in der Regierung wie in den Parteien das Bedürfniß 
haben, feſt zuſammen zu ſtehen und durchzukämpfen, was ſie begonnen 
haben. (Befall rechts und links. Ziſchen im Zentrum) Wenn jetzt 
dieſe Bewegung durch die deutſche Nation geht und die Regierung de 
Reichstag auffordert, To zuſammen zu ſtehen, fo find es nicht bloß die 
Gefahren, daß gegen Frankreich das Errungene zu vertheidigen iſt, 
nein, es iſt auch das Gefühl zum Ausdruck gekommen, hier im Inner 
haben wir Kämpfe begonnen, die gar nicht zulaffen, daß daneben noch 
eine Kriſis komme auf dem Boden der Heeresverfaſſung. Wenn di 
Regierung, gewiß nach ſehr ſchwerem Entſchluſſe, einen Kampf gu 


EN 


genommen hat und durchgeführt, welcher ihr ee iſt von 
der römiſchen Curie und den deutſchen Biſchöfen, (lauter, anhaltender 
Widerſpruch im Zentrum, Beifall auf der Rechten und bei den Na⸗ 
 fionalliberalen,) jo ſage ich, der Hinblick auf dieſen Kampf, auf die 
Hegenſätze, die niederzuhalten find, nöthigt Alles, was an nationalen 
Kräften in Deutſchland iſt, zuſammenzuſtehen und nicht noch andere 
Kriſen und Kämpfe untereinander heraufzubeſchwören, fo lange diefer 
Kampf nicht ausgefochten iſt. (Sehr richtig. 3 
= Ich habe geglaubt, Ihnen dies darlegen zu ſollen, was uns be⸗ 
Wogen hat, einen derartigen Verſuch der Verſtändigung zu machen. 
Fe Ich wiederhole, jetzt und künftig bedarf das Budgetrechk bei unſerer 
brganiſchen Einrichtung und auch bei der Heereseinrichtung einer ge⸗ 
N Beſchränkung; die liegt in jeder geſetzlichen organiſchen Ein⸗ 
Fpichtung. Für Budgetbewilligungen giebt es naturgemäße Schran⸗ 
ken; dieſelben können bei einzelnen Institutionen, ſpeziell bei dem 
eere, vielleicht für alle Zeiten weitergreifen, als in Zivil⸗ und 
Verwaltungszweigen. Wir können uns indeſſen nicht Überzeugen, 
daß wir auf unbeſtimmte Zeit ſo weit zu verzichten haben auf 
das Budgetrecht, wie es der 3 1 der Regierungsvorlage mit der 
dauernden Feſtſtellung der Friedenspräſenz erfordert. Wir find 
auch der Meinung, daß die Regierung die Alten ewinnen 
wird, wenn wir bei den jetzigen ungewöhnlichen erhä 


ältniſſen 
mit Frankreich einen ſolchen Zustand fixiren, daß fie demnächſt, 
wenn dieſe Zeit abgelaufen iſt, nicht blos genügende Anhaltspunkte in 
der Berjaffung und in der Geſetzgebung hat, auf die weitere Sicherung 
der Armeeverfaſſung hinzuwirken, ſondern fie kann auch die Ueber⸗ 
zeugung haben, wenn es ihr gelingt, in dieſen 7 Jahren die Zuſtände 
in einer gedeihlichen Weiſe weiter zu entwickeln, daß ſie dann immer 
wieder in der Lage ſein wird, mit dem Reichstage diejenige Feſtſtellung 
iu treffen, die die nach der dann vorhandenen Lage erforderliche Feſt⸗ 
ſtellung des Präſenzſtandes erfordern wird. Wenn wir 7 gahre 
unter dieſen Verhältniſſen in Deutſchland an der Geſetzgebung und 
Verwaltung mit der Regierung thätig geweſen ſind, wenn wir 7 Jahre 


das Militärweſen im Budget berathen haben, ſo weit es das Organi⸗ 


ſationsgeſetz geſtattet, dann werden manche Verhältniſſe konſtitutionell 
und organiſch; fie werden ähnlich geſtaltet, wie es in den andern 
Ländern der Fall iſt, die ſich längere Zeit als wir in Deutſchland 
konſtitutioneller Einrichtungen erfreuen. Dieſe Dinge haben in einem 
Lande wie England nicht mehr die Bedeutung, daß daraus alle Jahre 
ein Kampf erfolgt. Wenn man ſich gewöhnt hat, ſo lange Jahre 
hindurch in allen Einrichtungen die Regierung zu unterſtützen, welche 
produktiv und ſchöpferiſch die Verhältniſſe umgeſtaltet hat, wenn wir 
im Heerweſen auf 7 Jahre dieſe Verhältniſſe weiter fixirt und be⸗ 
feftigt haben, dann möchte ich doch die Reichsvertretung fehen, die es 
wagen würde, dieſe Grundlagen zu erſchütttern, die dann nothwendig 
ſind; ich möchte die Reichs vertretung ſehen, die es wagt, einer Re⸗ 
gierung diejenigen geſetzlichen und finanziellen Forderungen abzulehnen, 
die in der dann vorhandenen Lage nothwendig ſind. Wenn die Re⸗ 
gierung in ſolcher Situation gegenüber einem ſolchen Votum den 
Reichstag auflöſt, ſo glaube ich, daß die Stimmen der Nation am 
wenigſten auf dieſem Gebiete es wagt, einen Konflikt mit der Regierung 

- aufzunehmen. Wie die Nation an der allgemeinen Wehrpflicht, an der 
Heeres verfaſſung, welche Souverän und Volk einſchließt, ſelbſt eine 
Herzensfreude hat und haben muß (Hört!) und wie die Nation ſehr 
wohl fühlt, daß dieſe Heeresverfaſſung die Souveräne der einzelnen 
Staaten und die ganze Nation einſchließt, daß fie in der Hand des Kaiſers 
And Feldherrn eines der wichtigſten und nationalen Mittel ift, das Band 
der Einheit von Deutſchland feſtzuhalten. (Lebhafter Beifall.) Ich hoffe 
alſo, daß es der Regierung gelingen wird, mit der Mäßigung und 
e e der Verhältniſſe, welche ſchon in ſchwierigen Lagen die 
Reichsregierung ausgezeichnet hat hier jetzt eine Verſtändigung zu 
treffen mit derjenigen Mehrheit aus dem liberalen und konſervativem 
Lager, die bislang zu der Regierung geſtanden hat, daß eine genügende 
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des Herrn von Bennigſen nicht anders als in dem von mir ange⸗ 


Sicherung für die Verhältniſſe der Armee gewonnen werde, damit das⸗ 
jenige vertheidigt werden kann, was wir gewonnen haben im letzten 
Kriege, damit dasjenige durchgeführt und wenn es ſein muß, durch⸗ 
eber werden kann, was zu ſeiner Entwickelung Deutſchland noch 

edarf. (Lebhafter Beifall rechts und bei den Nationalliberalen, 
Ziſchen im Zentrum und in der Fortſchrittspartei.) 

Bundesbevollmächtigter Staatsminiſter v. Kamecke: Bei dem 
$ 1 der Vorlage iſt nicht die Abſicht leitend geweſen, eine ewige Prä⸗ 
ſenzziffer zu beſtimmen oder die verfaſſungsmäßigen Befugniſſe des 
Reichstags bei Feſtſtellung des Reichshaushaltsekaks zu verkümmern. 
Der 8 1 hatte den Zweck, die nach Ueberzeugung der Regierungen bei 
der gegenwärtigen Lage Europas für die Aufrechterhaltung des Frie⸗ 
dens und die Abwehr eines Angriffs unbedingt erforderliche Stärke 
des deutſchen Heeres bis dahin feſtzuſtellen, daß eine Aenderung 
zwiſchen Bundesrath und Reichstag vereinbart werde. D e 
ment Bennigſen erkennt eine Nothwendigkeit dieſer Stärke für die 
nächſten 7 Jahre an, will aber über dieſe Zeit hinaus die legislativen 
Faktoren nicht verpflichten. Die verbündeten Regierungen haben es 
derl Sachlage entſprechend gehalten, die bekannt gewordenen Amendements 
ſchon vor Beſchlußfaſſung des Hauſes gemeinſchaftlich zu erwägen. 
Sie erkennen die Bedenken nicht an, durch welche die Ablehnung einer 
längeren Verpflichtung motivirt wird, ſie ſind wie im vorigen Jahre 
auch heute davon überzeugt, daß eine Verringerung der in 8 1 aus⸗ 
geſprochenen Heeresſtärke mit den bewährten Einrichtungen des deut⸗ 
ſchen Heeres auch in Zukunft nicht vereinbar ſein würde. Sie können 
indeß den Unterſchied zwiſchen ihrer Vorlage und dem Amendement 
in ſeiner praktiſchen Tragweite nicht für derartig anſehen, um eine Ver⸗ 
ſtändigung auf Grundlage des letzteren zurückzuweiſen, weil ſie der Ueber⸗ 
zeugung find, daß die nach 7 Jahren gewonnenen Erfahrungen dahin ge⸗ 
führt hahen werden, daß die heute geforderte Stärke dauernd erforderlich ſei 
und daß deshalb nach Ablauf der ſiebenjährigen Friſt die nothwendige 
Stärke dauernd oder doch wieder auf längere Zeit bereitwilligſt werde 
bewilligt werden. (Hört! links.) Die verbündeten ie en ſind 
ferner, indem ſie den Bedenken gerecht werden, welche ein Theil des 
Reichstages aus ſeiner verfaſſungsmäßigen Stellung gegen ihre Vor⸗ 
lage hergenommen hatte, zu der Erwartung berechtigt, daß der Reichs⸗ 
tag bei der künftigen Berathung des Miltäretats ein gleiches Entge⸗ 
penfemmen zeigen werde. Sch erkläre daher Namens der ver⸗ 

ündeten Regierungen, daß fie das Amendement Bennig⸗ 
ſen annehmen werden. (Bewegung). 5 

Abg. Reichenſperger (Olpe): Ich begreife nicht, warum Herr 
v. Bennigſen die tröſtliche Verſicherung unterlaſſen hat, daß das er⸗ 
ſtrebte Einverſtändniß mit der Regierung bereits erreicht fei. (Heiter⸗ 
keit), wie das ja gleich darauf der Herr Kriegsminiſter Eonflatirte. 
Damit will für ſieben Jahre die nationalliberale Partei das bewillf⸗ 
gen, was die Autorität der Regierung für nöthig befindet, und als 
Grundanſchauung gilt dabei der Gedanke, daß, wenn es ſich um die 
Sicherheit der äußeren Grenzen handelt, das Parlament von ſeinen 
Forderungen abſtehen müſſe. Ich bin auch dieſer Meinung, nur habe 
ich darin eine verſchiedene Anſicht von dem Herrn Vorredner, daß ich 
nicht den gegenwärtigen Moment für denjenigen halte, welcher eine 
weitere Rüſtung erfordert. Wenn nun der Vorredner der großen 
Minorität im Hauſe und der zahlreichen Partei im Lande, welche dieſe 
meine Anſicht theilen, darum den Vorwurf der Reichsfeiudlichkeit 
macht, ſo habe ich meinerſeits dafür nur den Ausdruck der Indigna⸗ 
tion. (Beifall im Zentrum und auf der äußerſten Linken). 

Präſident v. Forckenbeck unterbricht den Redner. Herr von 
Bennigſen habe nicht ſowohl den Vorwurf der Reichsfeindlichkeit 
in Allgemeinen gegen einzelne Parteien erhoben, als vielmehr nur das 
Anftreben gegen gewiſſe Fundamente des Reichs tadeln wollen. 5 

Redner fährt fort: Ich danke dem Herrn Präſidenten für 
ſeine freundliche Inlerpretation, indeſſen hahe ich die Bemerkung 
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deuteten Sinne verſtehen können. Es ift wahr, ſeit dem dreißig⸗ 
jährigen Kriege iſt der kirchliche Frieden nie ſo erſchüttert de⸗ 
weſen, wie gegenwärtig im neuen deukſchen Reich, das ſich ankündigte 
als das Reich der Gottesfurcht und der guten Sitte, und i habe 
allen Grund zu der Annahme, daß 1870 nicht derartig über alles Maß 
der patriotiſchen Pflicht hinaus Alles, was an Menſchenkraft und 
materiellen Mitteln aufzubringen war, auf dem Altar des Vaterlandetz 
wäre gelegt worden, wenn die heutigen Zustände ſchon damals per 
ſtanden hätten (Unruhe links, ſehr wahr im Zentrum.) Wenn Sie den 
Unterſchied nicht verſtehen zwiſchen bloßer Treue und Gehorſam und 
der Anſpannung der alleräußerſten Kräfte, ſo begreife ich das nicht 
Ich meine, daß durch Herſtellung des innern Friedens mehr für die 
Sicherheit des Reiches gethan werde, als durch 10 Militärgeſetze 
Allerdings iſt die Vertheidigung des Territoriums erſte Pflicht einer 
Regierung und eines Landes, doch muß dieſelbe im Einverftändn; 
zwiſchen Regierung und Volksvertretung geordnet werden Die Zeiten 
find auch in Deutſchland dauernd vorüber, wie fie nicht England er⸗ 
lebte, daß der Wille der Volksvertretung nicht höher reichte als bis 
zu den Sohlen der Miniſter. Das iſt ein antediluvianiſcher Zustand 
Wenn blos die Militärmacht eine Nation groß machte, jo müßten fi 
alle Staaten längſt ſelbſt aufgezehrt haben; denn dann müßte jedez 
Volk weit über das Maß ſeiner Kräfte angeſpannt werden. Wo ſind 
alle die Verteißungen geblieben, die wir ſeit 1866 in allen Thronreden 
und in den Auslaſſungen der Miniſter erhielten und die beſtändig auf 
Herabminderung der Militärmacht hinwieſen, ſobald Deutſchland voll 
kommen geeinigt ſei? Das deutſche Reich iſt gekommen mit neuen 
Provinzen und neuen Grenzen, die ein Bollwerk ſind gegenüber unſerem 
Hauptfeinde und trotzdem werden die Rüſtungen fortgeſetzt. Dadurch 
erade wird das Mißtrauen des Auslandes geſteigert und das letztere 
gat Graf Moltke neulich deutlich bewieſen. Un er einziger Feind iſt 
eine Koalition der fremden Mächte, und welcher andere dahin führende 


Weg kann denn noch gedacht werden, wenn nicht eine noch größere 
Rüſtung wie ſie in dem gegenwärtigen Lech erſtrebt wird. as iſt 
keine nationale, ſondern eine ſelbſtmörderiſche Politik. Ich erinnere 


daran, daß um die Erntezeit eine große Zahl Soldaten entlaſſen wer⸗ 
den mußte, damit nur die Ernte eingebracht werden konnte. Schon 
dieſer Umſtand muß beweiſen, daß wir allerdings im Begriff ſind, die 
Kräfte des Volkes übermäßig zu belaſten und der preußiſchen Regierung 
die ja am Beſten die Schultern der Unterthanen zu belaſten verſleht, 
iſt ſogar im preußiſchen Herrenbauſe von ſehr gouvernementaler Seile 
geſagk worden, daß ſie hereits am Kapitalſtock des Volkes zehre. Wenn 
das ſchon am grünen Holz geſchieht, wie wird es dann am dürren 
ſein. Gegen eine dauernde Präſenz, wie ſie hier verlangt wird, hat 
ſich Herr v. Forckenbeck früher mit aller Entſchiedenheit verwahrt und 
Herr Dr. Gneiſt hat die Herabminderung der Präſenz dadurch zu er⸗ 
langen geſucht, daß er die Dienſtzeit bei der Fahne nur auf 2 Jahre 
feſtſetzen wollte (Redner verlieſt die darauf bezüglichen Stellen aus den 
Reden der beiden Abgeordneten). Damit ſtimmt das heutige Kompromiß 
ſchlecht zuſammen. Dieſes Kompromiß kompromittirt alles, was damit 
in Verbindung tritt. Perſönlichkeit wie Prinzip, Reichstag wie Bundes 
rath, Volk wie Armee. (Lebhafter Beifall im Zentrum und auf der 
dußerſten Linken.) Es enthält nichts, wie das Mißtrauen gegen die 
Loyalität der künftigen Reichstage, und dies Alles nicht aus Geſin⸗ 
nungstreue, ſondern aus gegenwärtiger Begeiſterung. Hier trifft das 
Wort Goethes zu: Die Begeiſterung iſt keine Heringswaare, die nan 
einpökeln kann für lange Jahre. Die Regierung muß in der Anſicht 
der Volksvertretung ein ebenſo maßgebendes Urkheil erblicken, wie in 
ihrer eigenen Ueberzeugung. (Sehr wahr! im Zentrum.) Ich wieder⸗ 
hole es nochmals, dies Geſetz iſt nicht fo ſehr gegen die böſen Franzoſen 
gemacht, wie gegen die künftigen Reichstage der deutſchen Nation. 
(Lebhafter Beifall im Zentrum.) e 4 
Um 4} Uhr vertagt ſich das Haus bis Dienſtag früh 11 Uhr. 
Verantwortlicher Redakteur: 5 
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Breslau 13. April. [Amtlicher Produkten⸗Börſenbericht. a 
Offiziell gekündigt: 9000 Ctr. Roggen, 2500 Etr. Rüböl, 1000 Ctr. Rübbl. 
Kleeſgat, rothe, ruhig, ordinär 10—11, mittel 113 — 125, fei 
13—14, hochfein 1415. — Kleefgat, weiße unberknbert i 8 


B. — Weizen per 


Breslau, den 13. April. (Landmarkt) 
In Thlr. Ogr. und Pf. ro 


ke an 
eine miktle orb. Waare. 
— — . 

. (Weizen w. 9; — 822 685 — 
Beſtſezungen \ do. g. 8 27 — [8 23 —- [8 5 — 
der ſtäbtiſchen Roggen 7 4 — 6 20 — 6 6 ꝗ — 
Markt⸗Depu⸗ } Berite 117 66 27 66 12 6 
tation. afer | 6 4 — 5 26 — 5 18 — 
Erbſen 6 12 616 2 65 2 = 

Per 100 Kilogramm feine mittle orb. Wagre. 

8 h 9 
Se Nas J „ „n, eee 
ass Winterrübſen 7 12 6 6 22 6 6 7 6 
SEE(Sommerrübfen. . 12 6 6 22 6 6 7 ᷣ 6 
ES: Dotter 555 a 6 27 616 7 6 
i Schlaglein 9 10 — 8 10 0 1: — 


5 5 
1 . = (Breit. Hols.⸗Bl.) 
reslau, 13. April. [Bericht über den Brest 1 
Produk tenmarkt! Preisnoticung per 100 Kilogramm netten 15 | 


Weizen ſehr feſt, weißer 85-81—9: Thlr. gelber 84 bis 8 
9 Thlr. — Roggen unverändert, fe 51 l lr. 


Gerſte behauptet, ſchlef. 6673 Thlr., galiziſche 5167 617 Thlr. — 
afer unveränd., ſchleſ. 5—65 Thlr., Ahe 24555 Tölt — 
rbſen unverändert, Koch⸗Erbſen 6664 Thlr., Futter⸗Erbſen 53 bis 

6 , Thlr. — Wicken matt, ſchleſ. 54-54 Thlr. — Bohnen feſt, chleſ. 

4.7 Tylr., galiziſche 637 Thlr. — Fupinen begehrt, 

bis 51 Thlr., blaue 43—44 Thlr. — Mais offerirt, 6-6} Thlr. 

— Oelſaaten unveränd., Winterraps 75—7— 84, Tblr., Winters 

91 red Schl fein ee 0 0 Thlr., Dotter 
1—7— r. — Schlaglein feſt, 8-99. 1 men 

beachtet, 64-63 Thlr. 1 Hanſſaa 

Preisnotirung per 50 Kilogramm nettto. 

Rapskuchen unverändert, ſchleſiſcher 21—27 Thlr. ungariſcher 
Az Thlr. — Kleeſaat matt, weiß 121 17 0 at 
1012-14 157. Thlr., ſchwediſch 1819-21 Thlr., gelb 457 
Thlr. — Thymothee wenig Zufuhr, 9-104—12 Thlr. — Leinkachen 
33—33 Thlr. 

Am heutigen Markte verkehrte Weizen bei geringem Angebot in 
ſehr feſter Haltung, Gelbweizen wurde höher bezahlt, 999 in 
trockner Waare war gut gefragt. 
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